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Sehr geehrter Herr Breil,

in ihrer Sitzung in vereinigten Sektionen vom 17. Februar 2005 hat die Ständige Kommission für Sprachenkontrolle (SKSK) Ihre Klage gegen das Gericht von Verviers untersucht, das sich geweigert hat, Ihre Sache in deutscher Sprache zu behandeln.

Die SKSK stellt fest, dass Ihre Sache beim Gericht eine Verfahrenshandlung der rechtsprechenden Gewalt betrifft.

Verfahrenshandlungen unterliegen, was den Gebrauch der Sprachen betrifft, dem Gesetz vom 15. Juni 1935 über den Sprachengebrauch in Gerichtsangelegenheiten.

Die SKSK, die über die Anwendung der durch den Königlichen Erlass vom 18. Juli 1966 koordinierten Gesetze über den Sprachengebrauch in Verwaltungsangelegenheiten (KGS) wacht, erklärt sich deshalb für nicht zuständig in dieser Angelegenheit.

Schließlich weist die SKSK Sie darauf hin, dass es Ihnen freisteht, Ihre Klage an den Minister der Justiz zu richten, der mit der Anwendung des Gesetzes vom 15. Juni 1935 über den Sprachengebrauch in Gerichtsangelegenheiten beauftragt ist.

Mit vorzüglicher Hochachtung

	
	Der Vorsitzende

A. VAN CAUWELAERT-DE WYELS


	
	


